Der Kreistag

des Landkreises Teltow-Flaming

Ausschuss fur Regionalentwicklung und Bauplanung

Niederschrift

tber die 35. 6ffentliche Sitzung des Ausschusses fiir Regionalentwicklung und

Bauplanung am 10.10.2017 im Kreisverwaltung Teltow-Flaming, Am Nuthefliel 2,

14943 Luckenwalde, Kreisausschuss-Saal.

Anwesend waren:

Stimmberechtigte Mitglieder

Herr René Haase

Herr Detlev von der Heide
Herr Detlef Klucke

Herr Olaf Manthey

Herr Jorg Niendorf

Frau Dr. Irene Pacholik
Herr Hartmut Rex

Entschuldigt fehlten:

Ausschussvorsitzender
Herr Winand Jansen
Stimmberechtigte Mitglieder
Herr Michael Wolny
Sachkundige Einwohner
Herr Christian Heller

Herr Peter Wetzel
Herr Klaus Wigandt

Beginn der Sitzung: 17:00 Uhr
Ende der Sitzung:  18:35 Uhr

Verwaltung

Frau Kornelia Wehlan, Landréatin
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Herr Siegmund Trebschuh, Wirtschaftsférderungsbeauftragter und Leiter des Amtes fur
Wirtschaftsférderung und Kreisentwicklung

Herr Hubert Grosenick, Leiter des Stral3enverkehrsamtes

Frau Birgit Hinze, Strallenverkehrsamt, SG-Leiterin Verkehrssicherheit, Verkehrslenkung
Herr Patrick Strogies, Fluglarmschutzbeauftragter

Frau Nicole Brettschneider, Schallschutzberatung im Birgerberatungszentrum

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

Er6ffnung der Sitzung und Bestéatigung der Tagesordnung
Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 05.09.2017
Einwohnerfragestunde

Anfragen der Ausschussmitglieder

Mitteilungen der Verwaltung

o 01 A WODN P

Beschlusskontrolle der in den vergangenen Ausschiissen
vorgenommenen Festlegungen

7 BER

7.1 Bericht des Fluglarmschutzbeauftragten
7.2 Bericht Schallschutzberatung

8 Parken vor dem Kreishaus

9 Beschlussvorlagen

9.1 Netzkonzept fur die Landesstral3en des Griinen Netzes in 5-3305/17-IV/1
Brandenburg - Umstufungskonzept

10 Verschiedenes

Offentlicher Teil

TOP 1
Er6ffnung der Sitzung und Bestatigung der Tagesordnung

Herr von der Heide erdffnet die Sitzung und stellt die Beschlussfahigkeit fest. Zur
Tagesordnung gibt es keine Anderungswiinsche, sie ist somit bestétigt.

TOP 2
Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 05.09.2017

Es gibt keine Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 05.09.2017.

TOP 3
Einwohnerfragestunde

Es gibt keine Fragen.
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TOP 4

Anfragen der Ausschussmitglieder

Auf die schriftliche Anfrage von Herrn Rex vom 05.10.2017 antwortet zum ersten Thema
Frau Wehlan.

,Geman der BV 5-3292/17 sollen mehrere Investitionen in unserem Kreis aus dem
Forderprogramm des Landes finanzielle Zuwendungen fir die Infrastruktur der
Kindertagesbetreuung erhalten. Soweit ich dieses Programm richtig verstanden habe sollen
Maflnahmen gefordert werden fiir die schon Baurecht besteht bzw. das Verfahren lauft.

Ich frage die Verwaltung: Ist dieses fir alle vorgesehenen Antragstellungen gesichert bzw.
wie weit ist der Bearbeitungsstand?*

Herr Rex hat sich auf eine Beschlussvorlage bezogen, die die Abgeordneten mdglicherweise
in Ganze noch nicht kennen. Diese Beschlussvorlage bezieht sich auf das
Landesforderprogramm fiir den Kitabau und hat im Jugendhilfeausschuss die fachliche
Diskussion schon erfahren. Sie ist im Informationssystem eingestellt. Dem folgt auch die
Beschlussvorlage, die fur die Sondersitzung des Jugendhilfeausschusses am 18.10.2017
vorbereitet ist. Dort wird das Bundesprogramm thematisiert. Beide Vorlagen sind auf der
Tagesordnung der nachsten Kreistagssitzung. Weder fir das Bundes- noch fiir das
Landesprogramm muss im Vorfeld eine Baugenehmigung vorliegen. Das Verfahren muss
noch nicht eingeleitet sein. Der kurze Durchfiihrungszeitraum stellt die Kommunen und die
Bauaufsicht vor grofl3e Herausforderungen. Aus diesem Grund wurde das Thema Bundes-
und Landesférderprogramm zum Kitabau in der Blrgermeisterinnen-/Blrgermeisterberatung
der Landréatin zur Prioritat erklart. Die Burgermeisterinnen und Blrgermeister baten um die
Harmonisierung des Vorgangs. Das Landesférderprogramm erfordert die Antragstellung bis
zum Jahresende, wobei fir das Bundesprogramm die Férderantrage bis zum Marz 2018 zu
stellen sind. Fir die Harmonisierung der beiden Férderprogramme haben die Kommunen
eng mit dem Jugendamt und der Kommunalaufsicht zusammengearbeitet. Das macht Sinn,
da der Fachausschuss nach Kriterien verfahrt, was die Entscheidung zur Empfehlung fur die
Beschlussfassung im Kreistag vorsieht. Die Kriterien unterteilen sich in hochste Prioritat,
mittlere und niedrigere Prioritét.

Herr Rex kennt die Harmonisierung noch nicht, da ihm die Unterlagen fur die Sondersitzung
des Jugendhilfeausschusses noch nicht vorliegen. Fur ihn bleibt das Ergebnis der
Sondersitzung am 18.10.2017 abzuwarten.

Frau Wehlan erlautert, dass die Blrgermeisterinnen und Blrgermeister gemeinsam mit ihr
und den zustandigen Fachbereichen vereinbart haben, dass es trotz enger Zeitschiene
gelingen muss, beide Férderprogramme gemeinsam zu beraten und rechtzeitig auf den Weg
zu bringen. Erschwerend kommt hinzu, dass sich der Landkreis und die Kommunen in der
Haushaltsdiskussion befinden. Frau Wehlan dankt dem Jugendhilfeausschuss fir die
Durchfuihrung einer Sondersitzung, um beide Férderprogramme mit den Vorlagen rechtzeitig
in die Kreistagssitzung einbringen zu kdénnen.

Herr Rex fragt sich, warum nicht der Ausschuss fur Regionalentwicklung und Bauplanung,
der sich auch mit infrastrukturellen MaRnahmen beschaftigt, zu diesem Thema mit
einbezogen wird. Er halt dies fur auRerordentlich wichtig, auch wenn die
Zustandigkeitsordnung manchmal anders interpretiert wird.

Frau Wehlan macht in ihren Ausfiihrungen deutlich, dass die Zusténdigkeitsordnung die
Aufgabenstellungen fachlicherseits klar verbindet. Fir die Aufgabe Kitabedarfsplanung ist
das Jugendamt und damit der Jugendhilfeausschuss zustandig. Diese sind entsprechend
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes mit eigenen Kompetenzen versehen. Auch wenn der
AfRB eine andere Auffassung hatte, ist das fachliche Votum des Jugendhilfeausschusses ein
besonderes. Zusammenfassend: Die fachliche Zustéandigkeit regelt die
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Zustandigkeitsordnung, die sich im Zusammenhang was Kita betrifft, aus dem Kinder- und
Jugendhilfegesetz ergibt.

Auf das zweite Thema der schriftlichen Anfrage von Herrn Rex antwortet Herr Trebschuh.

,Die Buslinie 618 soll nach meinem Kenntnisstand zum Fahrplanwechsel eingestellt werden.
Gibt es hierzu einen neuen Sachstand bzw. eventuell schon ein Ergebnis?*

Die Kreisverwaltung hat vom Land sehr langfristig erfahren, dass das Land nicht mehr gewillt
ist die Buslinie 618 als landesbedeutsame Linie weiter zu fahren, das heif3t, diese auch nicht
mehr zu finanzieren. Das ist beim Landkreis auf sehr starken Widerspruch gestof3en. Es sind
mehrere politische Initiativen unternommen worden, um das Land davon zu Uberzeugen,
dass die Einstellung der Linie so nicht richtig ist. Im Januar 2017 ist ein Brief vom
Beigeordneten Herrn Gartner an die Staatssekretarin geschrieben worden. Auch von dort
gab es einen abschlagigen Bescheid. Das Land argumentiert immer wieder, dass fir den
tbrigen OPNV die Landkreise zustandig sind. Die Kreisverwaltung ist davon uiberzeugt, dass
die Linie 618 alle Kriterien der immer noch landesbedeutsamen OPNV-Anbindungen erfiillt.
Im vergangenen und in diesem Jahr sind mehrere Beschliisse zu OPNV-Anbindungen
gefasst worden. Als Kompromiss fur die Anbindung der Zossener Region an die
Landeshauptstadt ist beschlossen worden, die Schnellbuslinie als PlusBusLinie von
Ludwigsfelde nach Potsdam fahren zu lassen. Damit ware zum einen der Anschluss an die
Zossener Buslinien gegeben, die nach Ludwigsfelde fahren, um dann nach Potsdam
weiterzufahren. Zum anderen wére ein Anschluss gegeben an die Anhalter Bahn, die in
Ludwigsfelde ebenfalls einen Halbepunkt hat. So ware der gesamte Bereich des sidlichen
Landkreises von Niedergorsdorf Uber Juterbog, Luckenwalde, Trebbin etc. mit der
Anbindung an die Landeshauptstadt abgedeckt. Im neuen Haushaltsplan 2018 wird dieser
Vorschlag noch diskutiert.

Frau Wehlan bringt ihren Arger dariiber zum Ausdruck, dass sich der Landkreis mit
Sachverhalten beschaftigen muss, die mit landesbedeutsamen Standorten urspringlich
durch die Politik und Beschlisse verbunden war. Es geht um den Standort Wiinsdorf, der mit
politischen Beschlissen auf Landesebene als ein Behérdenstandort explizit ausgewiesen
wurde und wo im Ubrigen die Beschaftigten (heute noch 250) damals vermittelt bekommen
haben, dass nach Bereitschaft zur Arbeit in Wiinsdorf dort eine Buslinie eingerichtet wird.
Diesen landesbedeutsamen Behérdenstandort gibt es immer noch. Hinzugekommen ist eine
Entscheidung der Landesregierung, dass dort eine Erstaufnahmestelle eingerichtet wird.
Durch diese Entscheidung hat der Standort Aufwertung erfahren. Es ist somit unverstandlich,
dass sich das Land aus der Verantwortung zieht und der Landkreis fur die Ubrigen Verkehre
zustandig sein soll. Das OPNV-Gesetz, welches den Landkreis als Aufgabentrager
verpflichtet fir den OPNV verantwortlich zu sein, vermittelt diese Aufgabe aber nicht als
Pflichtaufgabe, sondern als freiwillige Aufgabe. Damit soll aber nur dem Konnexitatsprinzip
entflohen werden, weil etwas als Aufgabe formuliert wird, was das Land nicht ausfinanzieren
will. Die Finanzierung des OPNYV vermittelt sich im Haushalt 2017 mit ca. 2,5 Mio. €, die der
Kreis selbst einstellt, um den OPNV moglich zu machen. Frau Wehlan dankt den
Kommunen, die den Kreis dabei unterstiitzen, weil die zusatzlichen Pendlerverkehre im
Norden nicht zu Lasten des sudlichen und landlichen Raumes entwickelt werden sollten. Der
l&andliche Raum ist zu 90 % Uber den Schulbusverkehr angebunden. Fiur Frau Wehlan ist es
unverstandlich, dass der Schulerverkehr nicht mit eigenem Landesgeld finanziert, sondern
auch uber die Regionalisierungsmittel des Bundes abgehandelt wird, obwohl Schilerverkehr
zur Bildung gehort. Aktuell diskutiert das Land die Mobilitatsstrategie, nur sind solche Fragen
nicht hinterlegt. Auch nicht, wie mit dem Thema PlusBus umgegangen werden soll. Nach
Frau Wehlan ihrem Daflirhalten ist dies ein liberregionaler, bedeutsamer Schwerpunkt, weil
hier Sachverhalte gesichert werden, die insbesondere dem Metropolenraum deutlich
zugutekommen, aber auch dem Siiden unseres Landkreises, da wir Uber die
Zubringerfunktion eines funktionierenden Schienenpersonennahverkehrs die Méglichkeit
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haben, von Ludwigsfelde in die
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Landeshauptstadt zu kommen. Hinzu kommt, dass Potsdam die einzige Kommune ist, mit
der der Landkreis Teltow-Flaming keinen Verkehrslastenausgleich hinbekommt. Mit den
andern Landkreisen werden die Fahrkilometer beim Verlassen des eigenen Kreises
solidarisch miteinander aufgewogen. Die Entscheidung zum PlusBusVerkehr war keine
einfache. Diese verbindet sich einmal mit der Anschaffung der Busse, die der Landkreis nicht
als Ruckgabe aus dem Verkehrsvertrag als Einnahmen gespurt hat — die Erlése wurden im
Unternehmen belassen -, und zum anderen wurden 400 T€ im Haushalt eingestellt. Frau
Wehlan hat sich vom Land mehr Gesprachsbereitschaft und Unterstiitzung erhofft,
wenigstens eine Beteiligung an der Gberregionalen Linie PlusBus. Im Gegenteil, nun
versucht das Land auch noch an die Linien des Kreises anzudocken, um diese dann nach
Schonefeld zu entwickeln. Die Einrichtung des PlusBusses ist vom Kreis die einzige
Maoglichkeit eines Ausgleichs zur Einstellung der Linie 618.

Herr von der Heide regt an, eventuell eine Resolution fiir den Kreistag vorzubereiten, um
weiter auf das Thema aufmerksam zu machen.

Frau Wehlan informiert, dass es dazu einen Kreistagsbeschluss gibt. Der Beschlussantrag
auRert sich konkret gegen die SchlieRung der Linie 618. In der Antwort dazu wurde deutlich,
dass das Land an der Einstellung der Linie nichts andert. Im Dezember wird der Fahrplan
gedndert und die Linie 618 ist dort nicht mit aufgefiihrt. Der Kreis hat Uber viele Wege
versucht das zu verhindern, doch alle Einwande wurden nicht erhort. Selbst im
Landesausschuss wurde das Thema aufgefihrt und die Ministerin musste sich auf3ern. Aber
auch das fuihrte nicht zum Erfolg.

TOP 5
Mitteilungen der Verwaltung
Es gibt keine Mitteilungen der Verwaltung.

TOP 6
Beschlusskontrolle der in den vergangenen Ausschiissen
vorgenommenen Festlegungen

Herr von der Heide erlautert, dass der neu aufgenommene TOP nicht dazu dient,
Beschlisse im engeren Sinne der Kommunalverfassung zu kontrollieren. Aber
Beschlussempfehlungen des AfRB sollten verfolgt werden.

Herr Trebschuh flgt hinzu, dass Herr Jansen, der diesen Tagesordnungspunkt mit der
AfRB-Sitzung am 05.09.2017 einflihrte, festlegte, mit der Kontrolle ab der letzten
Ausschusssitzung zu beginnen. Derzeit gibt es keine Empfehlung, tber die zu berichten
ware.

Herr von der Heide regt an, gefasste Beschlisse in den Protokollen hervorzuheben, um die

Kontrolle zu erleichtern.

TOP 7
BER

TOP 7.1
Bericht des Fluglarmschutzbeauftragten

Herr von der Heide begriif3t Herrn Strogies und tbergibt ihm das Wort.
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Herr Strogies hat vor ca. einem Jahr das letzte Mal im AfRB Uber die aktuelle Entwicklung
und die Fallzahlen/Beschwerdezahlen zum BER berichtet. Er wird in dieser Sitzung auf die in
Schonefeld eintreffenden Beschwerden, das Verkehrsaufkommen und kurz auf die aktuellen
Entwicklungen/Projekte eingehen. Ziel ist, Malinahmen gegen den Fluglarm fur die
Anwohner zu verbessern. Anhand einer Prasentation erlautert Herr Strogies im Detail die
Entwicklung der Flugbewegungen und des Larmpegels von 2015 bis August 2017. Die
Passagierzahlen und somit auch die Fliige sind zu den Vorjahren gestiegen. Dies hat nicht
nur Auswirkungen auf den Fluglarm, sondern auch auf den Ubrigen Verkehrslarm. Der
Bericht aus dem Jahr 2015 beschéftigt sich mit der Problematik, ob die mathematischen
Modelle zur Abschéatzung des Fluglarms mit dem tbereinstimmen, was im Nachhinein
gemessen wird und ist im Netz einsehbar. Drei wesentlich festgestellte Punkte zur
Larmschutzanerkennung und zum Larmschutz erlautert Herr Strogies naher. Der Flughafen
bereitet eine flugbewegungsgetreue Abrechnung der Start- und Landegebihren zur
Inbetriebnahme des BER vor. Auch in der MAZ wurde am 23.03.2017 darUber berichtet. In
Gesprachen mit den Fluggesellschaften wurde deutlich, dass diese ihre An- und Abfliige
leiser gestalten wollen. Auch easy Jet und Ryanair fliegen mittlerweile aus diesem Grund das
Steilstartverfahren, wobei dadurch der Kerosinverbrauch erhéht wird. Die Mehrkosten dafir
tragen die Fluggesellschaften zurzeit selbst. Weiter riistet easy Jet Vortex-Generatoren an
allen Maschinen nach, was die Lufthansa schon vor Jahren leistete. Diese werden vor die
Tankklappen gesetzt, die die Windgerausche dammen. Auch neue Luftfahrzeuge mit
leiseren Triebwerken sollen zur LArmminderung eingesetzt werden.

Herr von der Heide dankt Herrn Strogies flr seinen informativen Vortrag und fragt, ob den
Fluggesellschaften nicht das larmmindernde Steilstartverfahren vorgeschrieben werden
kann. Herr Strogies antwortet, dass dies in der Praxis nicht geht, da beim Start die Orte
unter dem Flugzeug eine geringere, die Randbereiche aber eine héhere Larmbelastung
haben, da der Larm durch die gewonnene Hohe weiter ausstrahlt. Nach Auffassung von
Herrn Strogies sind die Anwohner, die am hiéchsten vom Fluglarm belastet sind zu schiitzen.
Also die in unmittelbarer Nahe des Flughafens. Im Ausland gibt es solche Vorschriften, in
Deutschland entscheidet der Pilot bzw. die Fluggesellschaft selbst.

Herr Rex bittet darum, dass die Abkirzungen, die flr Fachleute gelaufig sind, fir die
Sitzungsteilnehmer verstandlich gemacht werden. Weiter fragt Herr Rex um wieviel héher
der KerosinausstoR3 beim Steilstartverfahren und um wieviel héher damit die Belastung der
Anwohner ist. Herr Strogies gibt intern bekannt, dass sich der Mehrausstol3 auf 60 kg
belauft und erlautert auf Nachfrage, dass das Kerosin beim Start verbrannt wird und somit
CO2und andere Stickoxide in die Luft gelangen. Als Larmschutzbeauftragter ist Herr Strogies
eindeutig fur die Variante der Larmminderung.

Die Prasentation wird der Niederschrift als Anlage 1 beigeflugt.

TOP 7.2
Bericht Schallschutzberatung

Frau Brettschneider berichtet tber die Entwicklung in der Schallschutzberatung zum
passiven Schallschutz von 2015 bis zum 30.09.2017. Die Schallschutzberatung betrifft die
Landkreise Teltow-Flaming und Dahme-Spreewald. Auch Berliner Blrger lassen sich
beraten, da die Stadt zurzeit keine Berater zur Verfligung stellt. Im Jahr 2015 wurden
insgesamt 1.400 Anliegen bearbeitet, 2016 waren es 1.700 und im Jahr 2017 sind es bis
Ende September 1.200 Anliegen. Seit 2015 sind auch die telefonischen Beratungen erfasst
worden, die sich auf ca. 400 Anliegen belaufen. Im Jahr 2016 gab es 500 und 2017 bis Ende
September knapp 300 telefonische Beratungsgesprache. Rickgangig sind im Moment die
Gutachterberatungen. Zum einen gibt es den Schallschutzgutachter, der die
Anspruchsermittlungen geprtft hat und seit Ende Januar/Anfang Februar dieses Jahres nicht
mehr zur Verfiigung steht. Fur eine Neubesetzung konnte kein kompetenter Mitarbeiter
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gewonnen werden. Allerdings besteht fur diese Beratungen derzeit auch kaum noch Bedarf.
Herr Dr. Volz stellte vor seinem Weggang fest, dass die ermittelten Schalldammwerte von
der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB GmbH) in den letzten 1 % Jahren (nach dem
Gerichtsurteil von 2014) zugunsten der Birger ausgelegt wurden. Zum anderen gibt es den
Verkehrswertgutachter. Nach einem leichten Ricklauf, steigt der Beratungsbedarf auf
diesem Gebiet wieder an. Anfang September hat die FBB GmbH einen neuen Leitfaden zur
Verkehrswertermittlung herausgebracht. Vorher wurden die neuen Grundstiickswerte und
Verkaufszahlen in das System der FBB GmbH eingepflegt. Damit sind die
schallschutzbezogenen Verkehrswertermittlungen deutlich hdher als vorher. Wurde bis zum
Sommer 2017 ein Grundstiickswert durchschnittlich von 120 bis 170 T€ angesetzt, so
werden diese heute auf 270 bis 300 T€ geschatzt. Das hat fur die Birger zur Folge, dass es
kaum noch Félle gibt, in denen die Kappungsgrenze von 30 % auszuzahlen ist. In der
kommenden Woche gibt es ein Gespréach mit der FBB GmbH, der Fa. Sprengnetter, die
diese Bewertung vornimmt und auch den Leitfaden entwickelt hat, und dem Gutachter, um
sich Uber Anderungen/Fortschreibungen zu informieren.

Zusatzlich gibt es quartalsweise die Beratung eines Fachmannes der Firma Siegenia, die die
Schalldammlifter anbietet, da Lufter in den SchlafrAumen vorgeschrieben sind. Dieser
Beratungsbedarf ist im Moment auch leicht gesunken. Ein Grund dafir ist, dass in der
allgemeinen Schallschutzberatung mittlerweile auch schon viele Fachfragen beantwortet
werden kénnen, da diese wiederkehrend sind. Einige Birger nehmen mit dem Fachmann
Uber die Firma Siegenia direkt Kontakt auf.

Zu den Gutachterterminen erlautert Frau Brettschneider, dass es im Jahr 2016 80 Termine
gab, wovon 33 den Schallschutzgutachter betrafen. In diesem Jahr gab es bisher 36 Termine
und davon 8 Schallschutzgutachtergesprache. Im Frihjahr ist Herr Lehmann — der
Ansprechpartner zu Einzelfallen und Anderungen im Schallschutzprogramm — aus der FBB
GmbH ausgeschieden. Jetzt finden die Gesprache mit Herrn Wagner, dem Leiter der
Schallschutzabteilung, statt.

Im Jahr 2015 wurde im Dialogforum in der AG 2 die sogenannte Matrix verabschiedet. Darin
wurden Problemfélle besprochen und Losungen festgelegt. Das hat aber viele Fragen offen
gelassen und daher gab es im Juni 2016 eine Art Freiwilligenprogramm mit verschiedenen
Modulen. Dort waren z. B. die Deltaregelung, Kiichen, Wintergarten und Raumhéhen
enthalten. Diese Module werden seit kurzem komplett umgesetzt, bis auf das Modul
Lhiedrige Raumhdéhen®. Zu dem Thema ,niedrige Raumhdhen® ist ein Gerichtsverfahren
anhangig. Es bleibt abzuwarten, was dort entschieden wird.

Zum 01.07.2016 gab es eine Anderung der Brandenburger Bauordnung. Die Raumhohe wird
darin nicht mehr vorgeschrieben. Leider gab es dadurch keine Verbesserung bei der
Anerkennung dieser Raume fur den Schallschutz bei Antragen vor dem 01.07.2016, da die
neue Bauordnung nicht riickwirkend gilt. Zum 30.09.2016 gab es eine Anderung bei der
Antragstellung zum Schallschutz durch Neuausweisung von Gebieten. Damit sind ca. 750
Haushalte neu in die Schallschutzbereiche einbezogen worden. Auch zu den Larmpegeln
gab es eine Neuberechnung. Dies betrifft hauptséchlich Dahlewitz, Kiekebusch, Rotberg und
Juhnsdorf. Fur die neuen Antrdge nach dem 01.07.2016 werden fiir den gesamten Bereich
die neuen Flugrouten und neue Larmpegel zugrunde gelegt. In der Praxis bedeuten neue
Routen, neue Larmpegel und neuer Mix, dass die Birger weniger Larmschutz erhalten.

Die Nutzung der Sudbahn hat keine Auswirkungen auf den Beratungsbedarf der Blrger
hinsichtlich des passiven Schallschutzes.

Herr Rex erkundigt sich nach der mobilen Messstation, ob diese noch in Betrieb ist und ob
es neue Zahlenwerte gibt. Frau Brettschneider antwortet, dass diese Messstation noch im
Einsatz ist und die Ergebnisse mit einigen Monaten Verspatung auf der Internetseite der FBB
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GmbH veroffentlicht werden. Herr Strogies ergénzt, dass die mobile Messstation seines
Wissens nach zurzeit im Bereich Wietstock/GrofRschulzendorf steht.

Herr von der Heide bedankt sich bei den Berichterstattern.

TOP 8
Parken vor dem Kreishaus

Herr von der Heide teilt mit, dass es ein starkes Beduirfnis seitens der
Kreistagsabgeordneten, Ausschussmitglieder, Besucher der Sitzungen und der Besucher der
Behorde gibt, vor dem Kreishaus zu parken, was momentan nicht erlaubt ist. Der Druck ist
groRer geworden, seitdem das 6ffentliche Parkhaus nicht mehr frei zuganglich ist. Es steht
die Frage nach einer L6sung, die den Abgeordneten und Burgern entgegen kommit.

Frau Wehlan antwortet, dass sich diese Flache im Eigentum der Kreisverwaltung befindet
und nicht fir den 6ffentlichen Verkehr zugelassen ist. Dieser Bereich ist nicht flr den
Fahrzeugverkehr gewidmet. Es ist keine Fahrbahn im Sinne des StralRenrechts und auch
nicht des StralRenverkehrsrechts. Aufgrund des Abstands des Kreishauses zur nachsten
offentlichen Stral3e ist der Bordstein abgesenkt, so dass Fahrzeuge der Feuerwehr und des
Rettungsdienstes von der Stralle Am Nuthefliel3 das Kreishaus erreichen kénnen. Die
zugrundeliegende Auflage in der Baugenehmigung aus Grunden des Brandschutzes umfasst
auch die Bereitstellung und dauerhafte Freihaltung von Aufstell- und Bewegungsflachen. Da
offentlicher Fahrzeugverkehr schon wegen des abgesenkten Bordsteins mdglich ist und auch
tatsachlich stattfindet und bauliche MalRBhahmen das Befahren des Platzes bisher nicht
verhindern konnten, erfolgte in Umsetzung der MaRRgaben der Baugenehmigung und
insbesondere aus Grinden der Sicherheit des FuRgangerverkehrs die Ordnung der Nutzung
nach MaRRgabe der StVO. Als verhaltnismaRig und ausreichend ist bisher eine
Parkverbotszone angeordnet. Die fur Kraftfahrzeuge eingerdumte Verweildauer von nicht
mehr als 3 Minuten und die Anwesenheitspflicht des Fahrzeugfihrers ermdglichen im Notfall
eine schnelle Raumung. Die Regel der StVO zur Parkverbotszone ist kein hinreichendes
Mittel, um insbesondere die Freihaltung der Feuerwehr- und Notrettungszufahrt zu sichern.
Insofern gibt es die Uberlegung Poller aufzustellen, um den Auflagen der Baugenehmigung
Rechnung zu tragen. Die Verwaltung ist verpflichtet, diese Flache fur den Zweck, der in der
Baugenehmigung festgeschrieben ist, vorzuhalten. In der Verantwortung ist die Landratin.
Frau Wehlan weist darauf hin, dass die Abgeordneten wahrend der Sitzungen die
Moglichkeit haben das Parkhaus zu nutzen, welches den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
gegen Mietzahlung zur Verfligung steht. Bis zum jetzigen Zeitpunkt machen 38 Abgeordnete
davon Gebrauch. Andere sind hier ansassig oder kommen mit dem Zug zu den Sitzungen.
Bei Bedarf zur Parkhausnutzung kénnen sich die betroffenen Abgeordneten von der
Kreisverwaltung einen Chip fiir die Einfahrt ins Parkhaus aushéandigen lassen. Somit sieht
Frau Wehlan dieses Thema als abgearbeitet an.

Am Problem zur Parkraumschaffung fur den Blrgerverkehr wird gearbeitet. Eine Moglichkeit
ist das Grundsttick, auf dem sich die frihere Kita befand (riickwartig der Kreisverwaltung,
vis-a-vis des Parkhauses). Aktuell sind im Rahmen der Investitionsplanung diese 130 T€
nicht dargestellt. Die Verwaltung prift, ob auch in der Grabenstral3e eine Stellflache
gesichert werden kann und versucht fir den Besucherverkehr alles Mogliche. Die nach
Baugenehmigung geforderten Stellflachen werden von der Verwaltung vorgehalten. Die
Flache vor der Kreisverwaltung steht dafir nicht zur Verfliigung, weil dem die
Baugenehmigung widerspricht.

Herrn von der Heide geht es um das Thema Parkraum insgesamt, der weit in die
Parkstraf3e hineinreicht und sich die Anwohner schon beschweren, dass die
Kreisverwaltungsmitarbeiter und -besucher die Anwohnerparkflachen nutzen. Er regt an,
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dass dieses Thema vielleicht in der n&chsten Sitzung behandelt wird und die Verwaltung
einen Vorschlag macht, wie damit umzugehen ist, da das 6ffentliche Parkhaus nicht mehr
zur Verflgung steht.

Frau Wehlan merkt an, dass im Zusammenhang der Parkraumbewirtschaftung auch tber
die Entwicklung der Kreisstadt Luckenwalde gesprochen werden muss. Die innerstadtische
Modernisierung und Werterhaltung ist in den letzten Jahren thematisiert worden, fihrte aber
noch nicht zum Erfolg. Und nicht nur Kreisverwaltungsbesucher, auch Besucher anderer
grofRer Einrichtungen in diesem Umfeld parken auf Anwohnerflachen. Daher sollte dieses
Thema in der Verantwortung Parkraumbewirtschaftung, die eine Stadt hat, aufgerufen
werden und die Kreisverwaltung wird ihren Teil leisten.

Herr von der Heide hélt die aktuelle Ausschilderung fiir ungeeignet und ist der Meinung,
dass die ungenaue Ausschilderung des Rettungsweges und der Freihalteflache fr
Rettungswagen und der Feuerwehr zu Akzeptanzproblemen bei den Birgern fuhrt. Auch ihm
ist die Ausschilderung durch weil3e Schilder mit rotem Rand bekannt, die sonst in der Stadt
zu finden sind. Die derzeitige Beschilderung als Parkverbotszone halt Herr von der Heide flr
bedenklich, da diese fur o6ffentliche StraRenflachen gilt.

Herr Grosenick erganzt, der Eigentimer/die Kreisverwaltung verhindert weder durch eine
Kette, noch einen Zaun oder einen Schlagbaum, dass Fahrzeuge Uber den abgesenkten
Bordstein auf die Flache vor das Kreishaus gelangen. Und (nur) deshalb kann ein
Verkehrszeichen (Parkverbotszone) Uberhaupt angeordnet werden.

In Abstimmung mit dem StraRenverkehrsamt hat die Verwaltung vor dem Hintergrund der
Auflagen in der Baugenehmigung zur Freihaltung von Flachen fir die Feuerwehr lediglich
den Gebrauch zum Ein- und Aussteigen, dem Abladen mittels Parkverbotsschilder geregelt.
Hinsichtlich der rechtlichen Wirkung ist diese Beschilderung genauso wirksam, wie auf einer
offentlichen StralRe. Wirde die Kreisverwaltung zum Beispiel Poller aufstellen, wiirden die
Schilder beseitigt werden, da o6ffentlicher Verkehr ausgeschlossen ist. Der Eigentimer
kénnte den Benutzerkreis der Flache auch mittels Schranke mit Chipkarte regeln. Es gelten
jedenfalls die Regeln, die der Eigentimer festlegt.

Es ist Herrn Grosenick, unerklarlich, dass auf der Flache vor dem Kreishaus die
Parkverbotsbeschilderung nicht respektiert wird. Eine Privilegierung einzelner Personen oder
Gruppen durch eine Ausnahmegenehmigung wird durch die obere Stra3enverkehrsbehérde,
also das Land, nicht (mehr) zugelassen.

Herr von der Heide widerspricht Herrn Grosenick und stellt die Frage, warum die von
Feuerwehr und Rettungswagen bendtigten Flachen nicht als solche gekennzeichnet und die
restlichen Flachen als Besucherparkflache mit Parkbegrenzungsdauer ausgewiesen werden.

Herr von der Heide bittet um Beantwortung der Verwaltung in der nachsten Sitzung.

Herr Rex fragt im Anschluss, ob die Behindertenparkplatze vor dem Kreishaus im Zuge einer
Anderungsregelung entfernt werden.

Die Antwort wird, so Frau Hinze, Sachgebietsleiterin im StraBenverkehrsamt, in ihre Antwort
zu dem Gesamtthema mit einflieRen. Sie wird darin darlegen, welche Voraussetzungen fiir
den offentlichen Verkehrsraum bestehen, wie die Beschilderung aussehen kann.

Genau die Problematik mit Behindertenparkplatzen entsteht, wenn eine Kennzeichnung als
Feuerwehrzufahrt erfolgt. In diesem Fall gilt gemaf der StVO (8 12 Abs. 1) grundsétzlich ein
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uneingeschréanktes Halteverbot. Eine verkehrsrechtliche Beschilderung darf dann nicht
zusatzlich erfolgen.

TOP 9
Beschlussvorlagen

TOP 9.1
Netzkonzept fir die LandesstrafRen des Griinen Netzes in
Brandenburg - Umstufungskonzept (5-3305/17-1V/1)

Herr von der Heide macht auf die Anderungen in der Vorlage aufmerksam und sieht diese
positiv.

Frau Wehlan erlautert, dass Stellungnahmen des Landkreistages immer an die
Landesregierung gegeben werden. Zu diesem Thema war der Zeitrahmen, um die
Stellungnahme der Kreisverwaltung abgeben zu kdnnen, sehr eng. Die Landesregierung
erachtete es nicht als notwendig, dass der Kreis eine Stellungnahme abgibt, doch die
Verwaltung hat die Chance genutzt.

Herr von der Heide bittet darum, in der Anderung auf Seite 2, letzter Absatz, das Datum der
Stellungnahme, auf die sich bezogen wird, einzufligen, da es mittlerweile zwei
Stellungnahmen der Kreisverwaltung zu diesem Thema gibt.

Der Vorlage wird einstimmig zugestimmt.

TOP 10
Verschiedenes

Herr Rex stellt die Frage, ob im Parkhaus fur die E-Mobilitat die Stromanbietung gesichert
ist.

Frau Wehlan schlagt vor, das Thema E-Mobilitéat in die ndchste AfRB-Sitzung zu
verschieben, da es einen aktuellen Sachstand gibt und auch Birger die Chance erhalten
sollten, dem Thema beizuwohnen.

Herr von der Heide stimmt dem zu.

Weitere Wortmeldungen gibt es nicht. Herr von der Heide schlief3t die Sitzung und wiinscht

allen einen schénen Abend und sicheren Heimweg.

Luckenwalde, 24.10.2017

Jansen Schulz
Vorsitzender Schriftfihrerin

18.11.2021
Seite: 11/11



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

